Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/872 


Der Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten Bonn, den 11. August 1966 

III A3- 3115.1 -169/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Durchführung der Verordnung Nr. 19 EWG (Getreide) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wächter, Logemann, 
Walter, Ertl, Dr. Effertz, Reichmann, Sander, Struve, 
Bauknecht, Bauer (Wasserburg) und Genossen 
- Drucksache V/771 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß die Bestimmungen der Verordnung Nr. 19 
(EV/G-Marktordnung Getreide) von den einzelnen Partnerlän- 
dern unterschiedlich ausgelegt werden? Wenn ja, weiche Unter- 
schiede bestehen insbesondere hinsichtlich der Anwendung der 
Vorschriften 

d) über die Regionalisierung der Preise, 

b) die Intervention {Mindestinterventionsmenge, Reports, De- 
naturierung von Brotgetreide, Finanzierung des sogenannten 
„Preisbruchs" beim Übergang von einem Wirtschaftsjahr 
zum anderen usw.) 

und 

c) bei der Gewährung von Erstattungen? 

Die EWG-VO Nr, 19 (Getreide) enthält Grundsätze der Preis- 
festsetzung und -ableitung sowie Abschöpfungs- und Erstat- 
tungsregelungen. Sie erfaßt als Übergangsregelung nicht alle 
Bereiche der Getreidemarktordnung. Die nicht geregelten Be- 
reiche unterliegen autonomen Maßnahmen der Mitgiiedstaaten. 
Schon dadurch ergeben sich gewisse Verschiedenheiten in der 
Handhabung der Getreidemarktordnung einzelner Mitgiied- 
staaten. 

Regionalisierung der Preise 

Die EWG-VO Nr. 19 bestimmt, daß neben dem Grundrichtpreis 
für das Hauptzuschußgebiet (Duisburg) abgeleitete Richtpreise 
für die regional wichtigsten Handelsplätze festgelegt werden, 
und zwar unter Berücksichtigung der Preisunterschiede, die sich 
aufgrund der natürlichen Bedingungen der Preisbildung er- 
geben. 


Druck; Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
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Diese Bestimmung wird von der Bundesregierung so ausgelegt, 
daß die Preisunterschiede zwischen den abgeleiteten Preisen 
und dem Grundrichtpreis den Fracht- und Umschlagskosten ent- 
sprechen, die beim Transport vom Platz des abgeleiteten Richt- 
preises bis nach Duisburg (Hauptzuschußgebiet) entstehen. Da- 
mit kann das inländische Getreide von den Überschußgebieten 
in das Flauptzuschußgebiet abfließen. 

Die anderen Mitgliedstaaten legen die Regionalisierungsbe- 
stinrmungen z. T. nicht in gleicher Weise aus: 

In Italien gelten die abgeleiteten Richtpreise für größere Ge- 
biete (Provinzen). Bei Roggen und Gerste besteht sogar jeweils 
nur ein Preis für ganz Italien. 

In Frankreich ist eine Regionalisierung für eine größere Anzahl 
von Handelsplätzen (z. B. je 538 für Weizen und Gerste) vor- 
genommen; es sind jedoch nur 11 (Weizen) und 7 (Gerste) ver- 
schieden hohe Preise festgesetzt. 

Intervention 

Mit Ausnahme von Frankreich werden die Interventionen von 
den Mitgliedstaaten etwa gleichartig durchgeführt. Die Inter- 
ventionsstellen nehmen Getreide nur zum Interventionspreis 
auf; sie tragen die Kosten des Erwerbs und der Lagerung. 

In Frankreich dagegen nimmt die Interventionsstelle selbst 
keine Ware auf. Auf ihre Anweisung wird das Getreide von 
staatlich zugelassenen Händlern und Genossenschaften auf de- 
ren Kosten zum Interventionspreis erworben. 

Außerdem hat die französische Regierung unter Einschaltung 
ihrer staatlich zugelassenen Lagerhalter (organismes stockeurs) 
in geringem Umfang zu Preisen intervenieren lassen, die über 
dem Interventionspreis lagen (Intervention B). Nach französi- 
scher Auffassung wird damit eine dem Umfang nach größere 
Intervention vermieden. 

Mindes tin terven tionsm enge, Reports 

Hierfür gelten noch keine EWG-Bestimmungen. Die Mitglied- 
staaten haben daher die Mindestmengen und die Reports auto- 
nom festgesetzt, siehe Anlagen 1 und 2. 

Die Abweichungen in der Zahl und der Höhe der Reports erklä- 
ren sich aus unterschiedlichen preispolitischen Vorstellungen 
sowie aus verschieden hohen Kosten der Lagerhaltung (Zinsen 
und Lagergeld). 

Maßgeblich für die hohen deutschen Reports sind der höhere 
Warenwert und die relativ hohen Lagergelder (Lagermiete). 
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Denaturierung von Brotgetreide 

Nach Artikel 7 der EWG-VO Nr. 19 können die Mitgiiectstadten 
überschüssigen Mahlweizen und Mahlroggen zur Verfütterung 
zu einem niedrigeren Preis als dem Richtpreis Verkäufer^ so- 
fern er für die menschliche Ernährung ungeeignet gemacht 
(denaturiert) wurde. Zu dem gleichen Zweck kann eine Dena- 
turierungsprämie gewährt werden. 

ln der Bundesrepublik hat die Interventionsstelle in den Wirt- 
schaftsjahren 1962/63 und 1963/64 überschüssige Weizenmen- 
gen, die aus der Intervention der Vorjahre stammten, denatu- 
riert und verkauft, und zwar 1962^63 rd. 200 000 t, 1963/64 rd. 
129 000 t. Auch in den folgenden Jahren wurden geringfügige 
Mengen denaturierten Getreides abgegeben. Weiterreichende 
Maßnahmen waren nicht erforderlich, weil in der Bundesrepu- 
blik nur saisonale, nicht aber echte Marktüberschüsse vorhan- 
den waren. 

Demgegenüber waren in Frankreich jedes Jahr echte Markt- 
überschüsse vorhanden, die - soweit sie nicht unter Aufwen- 
dung sehr hoher Erstattungskosten exportiert wurden - denatu- 
riert wurden. 

Insgesamt sind in den Mitgliedstaaten für folgende Mengen an 
Brotgetreide Denaturierungsprämien gewährt worden 

1 962/63 1 963/64 1 964/65 1 965/66 ) 

in t 

Frankreich 713 000 492 000 776 000 877 000 

Belgien 48 000 _ _ _ 

Holland 150 000 47 000 60 000 - 

Italien _ „ _ _ 

*) vorläufig 
**) keine Angaben 

Finanzierung des Preisbruchs 

BYx^G-Bestiinmungen bestehen nicht. Preisbruchhiifen für inlän- 
disches und zum Teil auch für ausländisches Getreide werden 
jedoch in allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Bundes- 
republik und Luxemburgs gewährt. 

ln der Bundesrepublik stellt sich bei ausländischem Getreide 
infolge von Zollmaßnahmen kein Preisbruchsproblem. Bei in- 
ländischem Getreide wird durch Interventionen am Ende des 
alten Wirtschaftsjahres und Abgaben der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Getreide und Futtermittel (EVSt-G) zu Beginn des 
neuen Wirtschaftsjahres zum Jahresanfangsrichtpreis der Preis- 
bruch überbrückt. 

Die unterschiedlichen Verfahren werden im Rahmen der ge- 
meinschaftlichen Finanzierung verschieden behandelt. Das 
deutsche Verfahren führt zu einer geringeren Haushaltsbe- 
lastung. 
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Gewährung von Ausfuhrerstattungen 

Nach dem geltenden EWG-Recht kann bei Ausfuhren nach Mit- 
gliedstaaten und Drittländern eine Ausfuhrerstattung in bar 
gewährt werden, bei Ausfuhren nach dritten Ländern auch in 
Form der Genehmigung einer abschöpfungsfreien Einfuhr. 

Die Bundesrepublik gewährt bei Ausfuhren von Getreidever- 
arbeitungserzeugnissen nach Mitgliedstaaten eine Barerstat- 
tung, bei Ausfuhren von Getreide und allen Getreideverarbei- 
tungserzeugnissen nach Drittländern grundsätzlich eine Erstat- 
tung in Form einer abschöpfungsfreien Einfuhr. Bei Ausfuhren 
von Saatgetreide, Braumalz, Reis, Mischfutter u. a. nach Dritt- 
ländern wird eine Barerstattung gewährt. Diese Erstattungs- 
regelung hat die Bundesregierung unter Berücksichtigung der 
besonderen Marktverhältnisse bei einzelnen Produkten, der 
Förderung des Drittlandhandels und der Haushaltslage getrof- 
fen. 

Frankreich gewährt die Ausfuhrerstattung nur in bar. Die an- 
deren Mitgliedstaaten überlassen den Exporteuren die Wahl 
zwischen der Barerstattung und der abschöpfungsfreien Wie- 
dereinfuhr. 

Die meisten Mitgliedstaaten, insbesondere Frankreich und 
Italien, beschränken die Erstattung auf Grundgetreide und die 
wichtigsten Getreideverarbeitungserzeugnisse. Eine weitere 
Beschränkung der Erstattung wird in allen Mitgliedstaaten von 
Fall zu Fall auch der Höhe nach vorgenommen. 


2. Welche Unterschiede bestehen zwischen den einzelnen Partner- 
ländern hinsichtlich der Finanzierung der Ernte und der Lager- 
vorräte und hinsichtlich der Höhe der Bahntarife sowie der 
Transportbedingungen für Getreide? 


Finanzierung 

In der Bundesrepublik und den anderen Mitgliedstaaten, ausge- 
nommen Frankreich und Belgien, wird das gesamte abgelieferte 
Getreide durch Handel und Genossenschaften ohne staatliche 
Finanzierungshilfe vermarktet (einschließlich Lagerung). 

In Frankreich dagegen wird das gesamte abgelieferte Getreide 
von staatlich zugelassenen Händlern und Genossenschaften 
vermarktet, wobei die Finanzierung mit Hilfe von Wechseln 
erfolgt, die durch eine staatliche Stelle (ONIC) verbürgt und zu 
einem ermäßigten Diskontsatz diskontiert werden. 

In Belgien stehen der Landwirtschaft und den Genossenschaften 
über ein staatliches Kreditinstitut Kredite zu einem ermäßigten 
Zinssatz zur Verfügung. 
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Bahntarife 

Die Bahntarife in den Mitgliedstaaten haben sich in den letzten 
Jahren genähert. 

In Belgien haben sich die Eisenbahnfrachten für Getreide am 
1. Januar 1966 zv/ischen 5‘Vo (20 t-Klasse), und 24,5 ®/o (5t- 
Klasse) erhöht. 

Die französische Staatsbahn hat ihren Gütertarif am 10. Juni 
1963 um rd. 4^/o, am 31. Marz 1965 um rd. 5 % und am 1. März 
1966 um erneut 5 Vo angehoben. 

Die niederländischen Eisenbahnen haben ihre Gütertarife am 
1. März 1964 um 8‘Vo und am 1. Januar 1965 um 10% erhöht. 

Bei der italienischen Staatsbahn und bei der luxemburgischen 
Staatsbahn ist das Tarifniveau für Getreide unverändert geblie- 
ben. 

In der Bundesrepublik sind die Getreidefrachten im Eisenbahn- 
verkehr seit August 1962 unverändert geblieben. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Bahntarife und die 
Transportbedingungen für Getreide innerhalb der einzelnen 
Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der in der Bundesrepu- 
blik gewährten Frachthilfe z. Z. nicht mehr grundlegend ver- 
schieden sind. 


v3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in Frankreich 
bestehende Andienungspflicht der Getreideerzeuger (passage 
obiigatoire) sowie die im gleichen Land praktizierte vorbeu- 
gende Intervention (Intervention B) nach der Angleichung der 
Getreidepreise in der EWG auf die gesamte Wirtschaftsgemein- 
schaft übertragen oder im nationalen Rahmen fortgesetzt wer- 
den kann? 

Die Bundesregierung hält es nicht für wünschenswert, die in 
einem Mitgliedstaat bestehende Andienungspflicht in die künf- 
tige gemeinsame Getreidemarktordnung zu übernehmen. Die 
Zweckmäßigkeit der Anwendung der Intervention B als künf- 
tige Gemeinschaftsregelung wird von der Bundesregierung 
noch geprüft. Einer einzelstaatlichen Fortführung solcher Maß- 
nahmen wird die Bundesregierung widersprechen. 


4. Wird die Bundesregierung ihre Zustimmung zu den noch aus- 
stehenden Durchführungsverordnungen zum Getreidepreisbe- 
schluß vom 15. Dezember 1964 davon abhängig machen, daß für 
alle Getreideerzeuger in der Wirtschaftsgemeinschaft einheit- 
liche Interventions- und Finanzierungsbestimmungen gelten und 
- im Hinblick auf eine einheitliche Regionalisierung - zumin- 
dest die Bahntarife für Getreide einander angegiichen werden? 

Die Bundesregierung wird sich bei den bevorstehenden Bera- 
tungen der gemeinsamen Getreidemarktordnung zur Vermei- 
dung von Wettbewerbsverzerrungen dafür einsetzen, daß ein 
größtmögliches Maß von Einheitlichkeit für alle Teilbereiche 
hergestellt wird. 
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Eine Angleichung der Verkehrspolifcik in den Mitgliedstaaten 
ist eingeleitet; ihre Verwirklichung erscheint jedoch bis zum 
Beginn des gemeinsamen Getreidemarktes nicht sichergesteilt. 

Der EWG-Ministerrat (Verkehrsminister) wird sich bereits im 
Oktober d. J. erneut mit dem Zeitplan der Harmonisierung der 
Verkehrspolitik befassen mit dem Ziele, die erforderlichen 
Maßnahmen beschleunigt voranzutreiben. 


5. Wird die Bundesregierung [ordern, daI5 ein EWG-Getreidociint 
errichtet wird, das dafür Sorge trägt, daß die Verordnungen, 
Richtlinien und Entscheidungen des Ministerrats und der Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in allen Part- 
nerländern einheitlich durchgeführt und damit Wettbewerbs- 
verzerrungen nach der Preisangleichung von vornherein 
vermieden werden? 


Die Überwachung der ordnungsgemäßen Durchführung von 
EWG-Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen der Kom- 
mission und des Ministerrats ist nach dem EWG-Vertrag Auf- 
gabe der EWG-Kommission. 

Ob es notwendig und rechtlich möglich ist, zusätzlich zu den 
Dienststellen der Kommission besondere Organe für diese Auf- 
gaben zu errichten, wird Gegenstand der kommenden Beratun- 
gen in Brüssel sein. 


In Vertretung 

Hüttebräuker 
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Anlage 1 

Mindestinterventionsmenge in den einzelnen Mitgliedstaaten 

(1965/66) 

Frankreich 

Weizen, Roggen und Gerste 100 t 

Mais 20 1 

Italien keine Mindestmenge 

Holland 

Weizen 

Roggen und Gerste 

Bundesrepublik 

Weizen, Roggen und Gerste 100 t 

Belgien, Luxemburg keine Angaben erhältlich 


250 t 
100 t 
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Anlage 2 


Reports in den einzelnen Mitgliedstaaten (1965/66) 


Frankreich 

Anzahl 

Summe 

DM 

Weizen 

10 

32,40 

Roggen 

10 

32,40 

Gerste 

10 

30,80 

Mais 

10 

37,28 

Hartweizen 

10 

37,28 

Italien 

Weichweizen 

9 

28,80 

Roggen 

keine Reports 


Gerste 

5 

12,80 

Mais 

5 

12,80 

Hartweizen 

9 

31,68 

Holland 

Weichweizen 

9 

30,96 

Roggen 

6 

19,88 

Gerste 

6 

16,56 

Mais 

6 

16,56 

Hartweizen 

8 

30,96 

Belgien 

Weichweizen 

9 

32,00 

Roggen 

6 

16,00 

Gerste 

6 

16,00 

Mais 

6 

16,00 

Hartweizen 

9 

32,00 

Luxemburg 

Weichweizen 

8 

33,60 

Roggen 

4 

16,00 

Gerste 

6 

16,00 

Mais 

6 

16,00 

Hartweizen 

8 

33,60 

Bundesrepublik 1965/66 

Weichweizen 

10 

40,00 

Roggen 

10 

40,00 

Gerste 

5 

16,50 

Mais 

5 

16,50 

Hartweizen 

10 

40,00 

1966/67 

Weichweizen 

10 

40,00 

Roggen 

10 

40,00 

Mais 

6 

17,50 

Gerste 

6 

17,50 

Hartweizen 

10 

40,00 
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